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Von folgenden Trägern wurden Hinweise/Anregungen gegeben: 

 

1. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Aurich 15.03.2022 

2. Landwirtschaftlicher Hauptverein für Ostfriesland e.V. 15.03.2022 

3. LGLN Kampfmittelbeseitigungsdienst 18.03.2022 

4. Bundeswehr 18.03.2022 

5. NLKWN 24.03.2022 

6. Sielacht Jemgum 23.03.2022 

7. EWE Gasspeicher GmbH 23.03.2022 

8. Gascade Leitungsauskunft 24.03.2022 

9. Deutsche Telekom Technik GmbH 28.03.2022 

10. Ostfriesische Landschaft 29.03.2022 

11. Wasserversorgungsverband Rheiderland 01.04.2022 

12. WSV Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ems-Nordsee Emden 05.04.2022 

13. Landkreis Leer 06.0.4.2022 

14. LBEG Hannover 12.04.2022 

15. Vodafone 1 und 2 13.04.2022 

  

 

Von folgenden Trägern wurden keine Hinweise/Anregungen gegeben: 

 

16. Luftfahrt Bundesamt (LBA) 15.03.2022 

17. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 22.03.2022 

18. Rheider Deichacht 23.03.2022 

19. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Oldenburg 24.03.2022 

20. Stadt Weener 06.04.2022 

 

 

 

 

 

Bürgern wurden Hinweise/Anregungen gegeben: 

------------------ 
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Von folgenden Trägern wurden Hinweise gegeben: 

 

 

1 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Aurich 

15.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Seitens der NLStBV-GB Aurich bestehen gegen die o. 

a. Bauleitplanung im Grunde keine Bedenken. 

Mit Bezug auf Punkt 4.2 des Umweltberichtes sollen 

externe Kompensationsmaßnahmen im weiteren Ver-

fahren benannt werden. Sofern Kompensationsmaß-

nahmen im Nahbereich von Bundes- oder Landesstra-

ßen geplant werden, werden ggf. die Belange der 

NLStBV-GB Aurich berührt. Ich bitte solche Maßnah-

men frühzeitig mit meiner Dienststelle abzustimmen. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird ggf. beachtet. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug 

auf Ziffer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum 

BauGB um Übersendung einer Ablichtung der gültigen 

Bauleitplanung. 

Der Hinweis wird beachtet. 

 

 

2 Landwirtschaftlicher Hauptverein für Ostfriesland e.V. 15.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Aufgrund Ihres Schreibens vom 04.03.2022 teile ich 

Ihnen nachstehend unsere Anregungen und Bedenken 

zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0615 der Ge-

meinde Jemgum mit. 

Wegen der generellen Flächenknappheit im Gemein-

degebiet halten wir es für angebracht, zunächst Ver-

dichtungs- und Aufwertungsmaßnahmen in den Orts-

kernen und bestehenden Wohnsiedlungen einer Aus-

weisung neuer Wohngebiete vorzuziehen. Nur eine 

konsequente Innenentwicklung kann gewährleisten, 

dass möglichst wenig landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen durch die Bebauung oder Kompensationsmaß-

nahmen in Anspruch genommen werden. Wir wider-

sprechen Ihrer Aussage in der Begründung, die Aus-

weisung führe zu keiner zusätzlichen Beeinträchtigung 

der im Ortsbereich ansässigen landwirtschaftlichen 

Betriebe, die bereits heute durch die angrenzende Be-

bauung eingeschränkt sind. Gerade aufgrund dieser 

Vorbelastung muss jede weitere Einschränkung ver-

mieden werden. Zudem wird der Zugang zu den hin-

terlegenden landwirtschaftlichen Grundstücken durch 

die Bebauung und den dadurch zunehmenden Verkehr 

erheblich behindert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es stehen der Gemeinde Jemgum in Ditzum keine 

ausreichenden Flächen für eine Innenverdichtung zur 

Verfügung. Dieser Aspekt wurde schon im Verfahren 

zur Aufstellung des neuen Flächennutzungsplanes 

für diese Fläche ausführlich dargelegt. Durch die Pla-

nung erfolgt keine Einschränkung der benachbarten 

landwirtschaftlichen Betriebe. 

 

Der Zugang zu den Flächen ist weiterhin gewährleis-

tet. 
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Eine zusätzliche Versiegelung von Grünland ist auf-

grund der zunehmenden Starkregenereignisse unbe-

dingt zu vermeiden. Der irreversible Verlust von 

18.765 m2 ist vor diesem Hintergrund weniger wegen 

der Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und 

Wasser, sondern vielmehr aus Gründen des Hochwas-

serschutzes aus unserer Sicht nicht zu verantworten. 

Die Schaffung eines Wohngebietes hat zwangsläufig 

die Versiegelung von den Flächen im Plangebiet zur 

Folge. Es wird zudem auf Grundlage des Oberflä-

chenentwässerungskonzeptes ein Regenrückhaltebe-

cken festgesetzt. 

Bei einer Ausweisung als Wohngebiet ist sicher zu 

stellen, dass die Nutzung des angrenzenden Intensiv-

grünlandes weiterhin uneingeschränkt gewährleistet 

bleibt und nicht bei etwaigen Konflikten mit der un-

mittelbar angrenzenden Wohnbebauung behindert 

wird. Das umfasst z. B. etwaige unaufschiebbare Be-

wirtschaftungsmaßnahmen, die Emissionen gleich 

welcher Art auf den angrenzenden Wohnbaugrundstü-

cke bewirken könnten. 

 

 

 

Immissionen infolge der Bewirtschaftung landwirt-

schaftliche Fläche im Umfeld sind von den Anwoh-

nern hinzunehmen. Die Begründung wird entspre-

chend ergänzt. 

Hinsichtlich der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 

BauGB richtet sich unsere Einwendung besonders ge-

gen den Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen, der 

nicht nur die bebaute Fläche von 3,92 ha, sondern zu-

sätzlich 4,28 ha Kompensationsfläche umfassen soll. 

Hier ist aus unserer Sicht unbedingt ein flächenscho-

nender Ansatz zu wählen. Beispielsweise durch Zah-

lung eines Ersatzgeldes, dass zur Förderung von Ge-

lege- und Küstenschutzmaßnahmen im angrenzenden 

VSG 09 verwendet werden sollte. Eine Aufweitung der 

vorhandenen Gräben innerhalb des Baugebietes bietet 

ebenfalls reichlich Kompensationspotential. Durch 

Gewässerrandstreifen lassen sich Vernetzungsele-

mente mit hoher Biodiversität schaffen, die ggf. auch 

Vorgabe für die Anlage von Privatgrundstücken sein 

können. Artenvielfalt und Ressourcenschütz sind ge-

samtgesellschaftliche Aufgaben, zu denen nicht nur die 

Kommunen, sondern auch private Anlieger verpflich-

tet werden sollten. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen, 

die Aspekte werden bei der Auswahl von Kompensa-

tionsmaßnahmen mit einbezogen. Es wird jedoch da-

rauf hingewiesen, dass die nebenstehend vorgeschla-

gene Zahlung eines Ersatzgeldes gem. § 1a (3) 

BauGB zum Ausgleich und Ersatz erheblicher Beein-

trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

der Bauleitplanung nicht zulässig ist. 

 

 

3 LGLN Kampfmittelbeseitigungsdienst 18.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Lan-

desvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldi-

rektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampfmit-

telbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher 

Belange gern. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. 

Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte der 

zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

 

Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine wei-

tere Gefahrenerforschung empfohlen wird, mache ich 

darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden 

der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen der Ge-

fahrenerforschung zuständig sind. 
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Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine 

historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluft-

bilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen 

durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Luftbild-

auswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte 

Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des 

Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luft-

bildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsi-

sches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbin-

dung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungs-

kostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kosten-

pflichtig. 

Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen be-

trägt derzeit beim KBD ca. 16 Wochen ab Antrag-

stellung. Da diese Zeitspanne zwischen Erteilung ei-

ner Baugenehmigung und dem Baubeginn erfah-

rungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen wir den 

Kommunen eine rechtzeitige Antragstellung. 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswer-

tung durchgeführt werden soll, bitte ich um entspre-

chende schriftliche Auftragserteilung unter Verwen-

dung des Antragsformulars und der Rahmenbedingun-

gen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmit-

telbeseitiqung/luftbildauswertung/kampfmitt 

elbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Luftbildauswertung wurde bereits durchgeführt, 

es wurde kein Handlungsbedarf für die Fläche fest-

gestellt.  

 

 

 

4 Bundeswehr 18.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher 

beschriebene Planung werden Belange der Bundes-

wehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und 

Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der Bun-

deswehr als Träger öffentlicher Belange keine Ein-

wände. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Zuständigkeitsbe-

reiches für Flugplätze gern. § 14 Luftverkehrsgesetz. 

 

Die Bundeswehr hat keine Bedenken bzw. keine Ein-

wände, solange bauliche Anlagen - einschl. unterge-

ordneter Gebäudeteile - eine Höhe von 30 m über 

Grund - nicht überschreiten. 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitiqung/luftbildauswertung/kampfmitt
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitiqung/luftbildauswertung/kampfmitt
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Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und 

Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flug-

betrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. be-

ziehen, nicht anerkannt werden. 

Sollte diese Höhe bei einer späteren Bebauung über-

schritten werden, bitte ich in jedem Einzelfall mir die 

Planungsunterlagen - vor Erteilung einer Baugenehmi-

gung - zur Prüfung zuzuleiten. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß meinen Unterla-

gen in einem Jettiefflugkorridor. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die 

sich auf die vom Flugplatz / Flugbetrieb ausgehenden 

Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht aner-

kannt werden. 

Zudem liegt es im Interessengebiet der Militärischen 

LV-Radaranlage Brockzetel, 

Evtl. Antworten/Rückfragen senden Sie bitte unter 

Verwendung unseres Zeichens K-II-343-22-BBP aus-

schließlich an folgende Adresse: 

BAIUDBwToeB@bundeswehr.org 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

5 EWE Gasspeicher ‚GmbH 23.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Über Umwege erreichte uns beigefügtes Schreiben 

: 

Im Bereich des „Toten Weges“ verfügen die Betreiber 

der Erdgasspeicher Jemgum  

- astora GmbH, Karthäuserstr. 4, 34117 Kassel   

- EWE GASSPEICHER GmbH, Rummelweg 18, 

26122 Oldenburg  

über ein Höhenfestpunktnetz.  

 

Wir bitten dies vor Baumaßnahmen zu berücksichtigen 

und uns zu informieren. 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im 

Zuge von Erschließungs- und Baumaßnahmen be-

achtet. 

 

 

mailto:BAIUDBwToeB@bundeswehr.org
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6 Sielacht Jemgum 23.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Gegen das Vorhaben „Aufstellung des Bebauungspla-

nes Nr. 0615 “ Jemgum - Toter Weg“ bestehen seitens 

der Sielacht Rheiderland keine grundsätzlichen Beden-

ken. 

Ein öffentlicher Räumstreifen von 5 m Breite ab Bö-

schungsoberkante ist als Grünfläche entlang des Ge-

wässers II. Ordnung Nr. 83 „Neujemgumer Zuggra-

ben“ eingeplant und somit das Befahren mit maschi-

nellen Räumfahrzeugen und das Ablegen von Räumgut 

gesichert. 

Damit die zwingend erforderliche Breite von 5 m auch 

in den nächsten Jahren erhalten bleibt, sind evtl, ge-

plante Hecken, Büsche und Bäume an der Grenze zum 

Räumstreifen nur mit Abstand zu pflanzen. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Bauplanung beachtet. Die künftigen 

Grundstückseigentümer werden daraufhin gewiesen. 

In Zeiten des Klimawandels kommt es vermehrt zu er-

giebigen Niederschlagsmengen in sein- kurzen Zeit-

räumen, sodass die vorhandenen Gräben das Oberwas-

ser tlw. nicht mehr gefahrenlos in Richtung der größe-

ren Vorfluter abfuhren können. Durch den Rückstau 

kann es in den tieferliegenden Gebieten im Verbands-

gebiet zu Überflutungen kommen. 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und bei der Umsetzung des Baugebietes beachtet. 

 

 

7 Gascade Leitungsauskunft 24.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen und 

Auftrag der Anlagenbetreiber WINGAS GmbH, NEL 

Gastransport GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH 

& Co. KG. 

Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Be-

einträchtigung unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, 

dass unsere Anlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

nicht betroffen sind. Dies schließt die Anlagen der v. 

g. Betreiber mit ein. 

Für externe Kompensationsmaßnahmen muss sicher-

gestellt sein, dass diese unsere Anlagen nicht beein-

trächtigen und nicht im Schutzstreifen unserer Anlagen 

stattfinden werden. Sollten externe Flächen zur De-

ckung des Kompensationsbedarfs erforderlich sein, 

sind uns diese ebenfalls mit entsprechenden Planunter-

lagen zur Stellungnahme vorzulegen. Eine Auflistung 

der Flurstücke in der Begründung oder im Umweltbe-

richt ist nicht ausreichend. Wir bitten Sie daher, uns am 

weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Anfragen zu 

Leitungsauskünften, Schachtgenehmigungen, TÖB- 

Beteiligungen etc. an die oben genannten Anlagenbe-

treiber ab sofort ausschließlich über das kostenfreie 

BIL- Onlineportal unter https://portal.bil-leitungsaus-

kunft.de einzuholen sind. 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 

beachtet. 

  

 

 

 

 

https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
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8 NLKWN 24.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Gegen die oben genannte Planung bestehen keine Be-

denken, da wesentliche Auswirkungen auf den Was-

serhaushalt nicht erwartet werden, wenn folgende 

Punkte beachtet werden: 

- In den weiteren Planungen ist ein Oberflächenent-

wässerungskonzept zu erstellen. Eine ordnungsge-

mäße Ableitung des anfallenden Oberflächenwas-

sers ist zu gewährleisten Faktoren wie Klimawan-

del und Starkregenereignisse sind bei der Konzep-

tion zu berücksichtigen. 

- Im Plangebiet ist mit sulfatsauren Böden zu rech-

nen (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/7perma-

link=1jgMd3Rp). Bei Eingriffen in sulfatsaure 

Böden sind entsprechende Maßnahmen vorzuse-

hen (siehe Geofakten 24 und 25 des LBEG). 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, es wird derzeit ein Ober-

flächenentwässerungskonzept in Abstimmung mit 

der Unteren Wasserbehörde erarbeitet. 

 

 

Die Problematik wird im Zuge der Erschließungspla-

nung beachtet. 

Stellungnahme als TÖB: 

Anlagen und Gewässer des NLWKN (Bst. Aurich) im 

GB I (Landeseigene Gewässer) und GBIII (GLD) sind 

durch die Planungen nicht nachteilig betroffen. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

9 Deutsche Telekom Technik GmbH 28.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Tele-

kom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsbe-

rechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche 

Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-

tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 

wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-

genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 

Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung neh-

men wir wie folgt Stellung: 

 

Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errichtung 

eigener TK-Linien im Baugebiet prüfen. Je nach Aus-

gang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauent-

scheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich 

die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder 

geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen 

anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Net-

zes zu verzichten 

Wir bitten Sie, in den Hinweisen des Bebauungsplanes 

folgende Forderung entsprechend § 77k Abs, 4 Tele-

kommunikationsgesetz aufzunehmen: 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/7permalink=1jgMd3Rp
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/7permalink=1jgMd3Rp
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Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für End-

nutzer von Telekommunikationsdienstleistungen verfü-

gen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzab-

schlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen pas-

siven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 Abs. |7b 

TKG) sowie einem Zugangspunkt zu diesen passiven 

gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten." 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungs-

maßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen 

Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindes-

tens drei Monate vor Baubeginn, schriftlich anzuzeigen 

und bitten Sie, uns zu der Baubesprechung mit den Ver-

sorgungsbetrieben einzuladen. 

Wir sind dann gerne bereit einen Mitarbeiter zu der Be-

sprechung zu entsenden. 

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu betei-

ligen. 

mailto:T-NL-N-PTI-12-Planungsanzeigen@tele-

kom.de 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

10 Wasserversorgungsverband Rheiderland 28.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Seitens des Wasserversorgungverbandes Rheiderland 

bestehen keine Bedenken zu der o. a. Änderung des Be-

bauungsplanes. 

Für den benötigten Ausbau des Gebietes und der even-

tuellen Erweiterung, wäre eine Information zu den an-

gedachten späteren Erweiterungsgrößen (geplante Häu-

ser) von Vorteil, um unsere Planungen daran anzupas-

sen. 

Des Weiteren sollten bei einem Ausbau des „Toten We-

ges“ die Versorger informiert und die Arbeiten abge-

stimmt werden, um notwendige Netzanpassungen mit 

einzuplanen! 

Das Plangebiet kann von dem bereits erschlossenen Ge-

biet (Bereich „Toter Weg") aus versorgt werden. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

11 Ostfriesische Landschaft 29.03.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus Sicht der 

archäologischen Denkmalpflege keine Bedenken. 

 

Sollten bei den vorgesehenen Bau- und Erdarbeiten ar-

chäologische Kulturdenkmale (Boden- und Baudenk-

male) festgestellt werden, sind diese unverzüglich der 

unteren Denkmalschutzbehörde oder uns zu melden. 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

mailto:T-NL-N-PTI-12-Planungsanzeigen@telekom.de
mailto:T-NL-N-PTI-12-Planungsanzeigen@telekom.de
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Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nie-

ders. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. 

GVBI. S. 517), || 13 und 14, wonach eine Genehmigung 

der Denkmalschutzbehörde erforderlich ist, wenn Erd-

arbeiten an einer Stelle vorgenommen werden, wo 

Funde vermutet werden. Die Genehmigung kann unter 

Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

12 WSV Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ems-Nordsee 

Emden 

05.04.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

- In den Umweltberichten ist aufgeführt, dass ein 

verbleibendes Kompensationsflächendefizit über 

eine externe Kompensationsfläche ausgeglichen 

wird, die bis zur öffentlichen Auslegung in die 

Planunterlagen eingestellt wird. 

Eine abschließende Stellungnahme, ob WSV-Kom-

pensationsflachen hier betroffen ist, kann somit 

noch nicht abgegeben werden. 

 

Ich bitte um weitere Beteiligung. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und be-

achtet. 

 

 

 

13 Landkreis Leer 06.04.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Die Gemeinde Jemgum plant die Aufstellung des Be-

bauungsplans Nr. 0615 Jemgum - Toter Weg, um die 

Entwicklung von Wohnbauflächen in der Ortschaft Je-

mgum planungsrechtlich abzusichern. In dem ca. 4 ha 

großen Plangebiet sollen, aufgeteilt in zwei Bauab-

schnitte, 45 Wohnbaugrundstücke entstehen. In dem 

ersten Bauabschnitt ist zunächst die Entwicklung von 

25 Baugrundstücken vorgesehen. 

Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch hat die Gemeinde 

bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen 

und privaten Belange gegeneinander und untereinan-

der gerecht ab2uwägen. Zu der o. a. Bauleitplanung 

nehme ich daher - ohne dem von Ihnen vorzunehmen-

den Abwägungsprozess vorzugreifen - für die einzel-

nen von mir zu vertretenden Fachbereiche wie folgt 

Stellung: 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Aus raumordnungsrechtlicher Sicht nehme ich zu die-

ser Bauleitplanung wie folgt Stellung. 

Gemäß dem RROP 2006 (D 1.5 01) Ist die Siedlungs-

entwicklung vorrangig auf die zentralörtlichen Berei-

che zu konzentrieren. Im aktuellen landes-Raumord-

nungsprogramm 2017 heißt es hierzu im Grundsatz 

2.105 weiter: „Die Entwicklung von Wohn- und Ar-

beitsstätten soll vorrangig auf die zentralen Orte und 

vorhandene Siedlungsgebiete mit ausreichender Infra-

struktur konzentriert werden," Die Ortslage Jemgum 

ist als Grundzentrum für die Gemeinde Jemgum fest-

gelegt, so dass hier eine prioritäre Entwicklung der 

Siedlungstätigkeit begründet ist. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

Zwar befindet sich die Vorhabenfläche außerhalb des 

derzeitigen Siedlungsgebietes, es handelt sich aber um 

eine bedarfsgerechte (s.u.), direkt an den zentralen 

Siedlungsbereich anknüpfende Fortentwicklung, die 

raumordnerisch vor dem Hintergrund einer kon-

zentrierten Siedlungsentwicklung zulässig ist. 

Die Planung wird allgemein mit einer hohen Nachfrage 

nach Bauland und fehlenden Reserveflächen (inklusive 

Innenentwicklungspotenziale) begründet. Es ist eine 

abschnittsweise Erschließung des Baugebietes vorge-

sehen, wobei zunächst 25 Grundstücke mit jeweils bis 

zu zwei Wohneinheiten umgesetzt werden sollen. Per-

spektivisch sollen dann insgesamt 45 Grundstücke be-

reitgestellt werden. Im Rahmen des Verfahrens zur 

Neuaufstellung des Flächennutzungsplans der Ge-

meinde Jemgum hat sich diese bereits ausführlicher 

mit der Bedarfssituation bzgl. Wohnbauland auseinan-

dergesetzt. Aufgrund der Dimensionierung des jetzt 

geplanten Baugebietes sollten entsprechende Ausfüh-

rungen/ Verweise auch in die Begründung zum Bebau-

ungsplan aufgenommen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Begründung wird um diesen Aspekt ergänzt. 

Vor dem Hintergrund des im Rahmen der FNP-Pla-

nung prognostizierten Wohnbaulandbedarfes (140 

Baugrundstücke in 20 Jahren mit Schwerpunkt auf Je-

mgum und Ditzum) wird die vorgelegte Planung als 

verträglich angesehen. Positiv anzumerken ist, dass an 

einer schrittweisen Entwicklung festgehalten wird und 

zunächst nur der nördliche Bereich der am westlichen 

Ortsrand von Jemgum im FNP dargestellten Wohnbau-

flächen mit dem vorgelegten Bebauungsplan weiter-

entwickelt wird. 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Eine aktive Baulandpolitik kann zur Stabilisierung der 

Einwohnerzahl beitragen. Aus raumordnerischer Sicht 

ist eine Trendumkehr in Richtung eines Bevölkerungs-

wachstums in einer ländlichen Gemeinde wie Jemgum 

positiv zu sehen, da so die Tragfähigkeitsvoraussetzun-

gen für die vorhandenen Versorgungsstrukturen ver-

bessert werden. 

Zu ergänzen ist in der Begründung hingegen eine Aus-

einandersetzung mit der RROP-Festlegung der Orts-

lage Jemgum als kulturelles Sachgut Kulturelle Sach-

güter prägen die Kulturlandschaft des Landkreises 

Leer und sind Im Rahmen einer zukünftigen Sied-

lungsentwicklung als solche zu sichern und zu erhal-

ten. Es muss gewährleistet sein, dass durch die Planung 

keine unverhältnismäßige Überprägung des bestehen-

den Siedlungskörpers bzw. des historischen Ortskerns 

erfolgt. Da mit der Planung eine aufgelockerte und of-

fene Wohnbebauung, die sich an den umliegenden 

dörflich geprägten Strukturen orientiert, angestrebt 

wird, ist eine unverhältnismäßige Überprägung vo-

raussichtlich nicht gegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Begründung wird um die RROP-Festlegung der 

Ortslage Jemgum als kulturelles Sachgut ergänzt. 

 

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass das Lan-

des-Raumordnungsprogramm Niedersachsen am 26. 

September 2017 neu bekannt gemacht worden ist und 

dies die aktuell rechtsgültige Fassung darstellt. Etwa-

ige Bezüge in der Begründung sind dahingehend re-

daktionell anzupassen. 

Insgesamt bestehen gegen die vorgelegte Planung der 

Gemeinde Jemgum aus raumordnungsrechtlicher Sicht 

keine Bedenken. 

 

 

Die Begründung wird entsprechend redaktionell an-

gepasst. 
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Aus naturschutzfachlicher Sicht nehme ich wie folgt 

Stellung zu der vorgelegten Planung: 

- Die Festsetzungen Nr. 7.1 - 7.4 (redaktioneller 

Hinweis: Nr. 7.3 fehlt) bringen aus naturschutz-

fachlicher Sicht keinen nennenswerten Mehrwert 

und sind allenfalls für die Einbindung in das Orts-

bild bedeutsam. Hieraus ergibt sich auch, dass eine 

Anerkennung der Anrechnung in der Kompensati-

onsbilanzierung (Kap. 4.2, S. 28ff des Umweltbe-

richts) nicht erfolgen kann. Die Bilanzierung ist 

somit zu überarbeiten. 

Zudem weise Ich darauf hin, dass derartige Fest-

setzungen angesichts der möglichen Vielzahl der 

Verantwortlichen und der individuellen Gestal-

tungswünsche der zukünftigen Grundstücksbesit-

zer erfahrungsgemäß problematisch sind. Eine 

Umsetzung erfolgt, wie sich in der Praxis vielfach 

gezeigt hat, unter Umständen nur mit Intensiver 

behördlicher Begleitung und Kontrolle, redaktio-

neller Hinweis zu S. 14, Umweltbericht: Es wird 

mehrfach „Tabelle S“ erwähnt. Der korrekte Be-

zug ist aber „Tabelle 4“. Dies ist zu korrigieren. 

 

- Zu Kap. 3.1.11: Angesichts der Planung für einen 

Kindergarten / Krippenstandort nördlich des 

BPlan- Gebietes wird es für sinnvoll erachtet, die-

ses Vorhaben als kumulierendes Vorhaben anzu-

führen. Die Bebauung dehnt sich in Richtung der 

freien Landschaft aus und weitere Anschlussbe-

bauungen sind in Planung. Dies ist auch deutlich 

so zu benennen. 

- Der Entwurf sieht zur Einbindung der Bebauung 

in westliche Richtung zur freien Landschaft keine 

Abschirmung in Form eines Gehölzriegels o.ä. 

vor. Zur Minimierung des Eingriffs in das Land-

schaftsbild wird dies aus naturschutzfachlicher 

Sicht für geboten erachtet. 

 

 

 

- Zum faunistischen Fachbeitrag: Der im Plan „Be-

stand Brutvögel" gekennzeichnete „Geltungsbe-

reich" ist kleiner als der Planbereich im Entwurf 

der Planurkunde. Somit ergibt sich ein zu kleiner 

Untersuchungsraum. Dies ist aber nach Auffas-

sung der UNB hinnehmbar, da angesichts der vor-

liegenden Erfassungsergebnisse keine weitrei-

chend anderen Erkenntnisse für einen größeren 

Raum zu erwarten sein dürften. 

- Aussagen, inwiefern eine Kompensation der er-

heblichen Auswirkungen der Planung möglich ist, 

können nicht gemacht werden, da ein Flächenvor-

schlag bislang fehlt (s. S. 30, Umweltbericht). 

- Die frühzeitige Suche nach geeigneten Flächen 

empfiehlt sich angesichts des bestehenden Flä-

chendrucks. Ein Voranbringen der Planung ohne 

 

 

 

 

 

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt und die Eingriffsbilanzie-

rung entsprechend angepasst. In Hinblick auf die ne-

benstehend geäußerten Bedenken bezüglich der Um-

setzung wird von der textlichen Festsetzung Abstand 

genommen.  

 

 

 

 

 

 

 

Die Bezeichnung im Umweltbericht wird angepasst. 

 

 

Der Anregung wird gefolgt und der geplante Kinder-

garten als kumulierendes Vorhaben in den Umwelt-

bericht berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In An-

betracht der anhaltenden Nachfrage nach großräu-

migen Wohnbauflächen hat sich die Gemeinde dazu 

entschieden, auf eine Eingrünung zu verzichten. Der 

Flächenverlust an Bauland wäre hier sehr hoch, da 

zwischen Eingrünung und Grenzgräben zusätzlich 

noch ein Gewässerräumstreifen freizuhalten ist. 

 

 

Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass der in 

Anlage 1 dargestellte Geltungsbereich korrigiert 

wird. Abstimmungsgemäß wurde ein Untersu-

chungsradius von 100 m um den Geltungsbereich be-

rücksichtigt; es handelt sich lediglich um eine nicht 

korrekte zeichnerische Darstellung.  

 

 

 

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt. Geeignete Ersatzflächen 

werden bis zur öffentlichen Auslegung in die Planun-

terlagen eingestellt. 
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geeignete Flächen zur Kompensation erscheint 

wenig sinnvoll und kann am Ende den Abschluss 

des Bauleitplanverfahrens verzögern. 

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 

(uDSchB) nehme ich wie folgt Stellung: 

 

a) Baudenkmalpflege 

Aus baudenkmalpflegerischer Sicht bestehen keine 

Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 

Nr. 0615 Jemgum - Toter Weg". 

 

b) Bodendenkmalpflege 

im Plangebiet sind im August 2021 archäologische 

Prospektionen durchgeführt worden, da der betroffene 

Bereich eine archäologische Verdachtsfläche ist. Die 

Flächen wurden in einem denkmalrechtlich geneh-

migten Verfahren durch den Archäologischen Dienst 

der Ostfriesischen Landschaft mit Baggersuchschnit-

ten überprüft. 

Es wurden keine Hinweise auf relevante Bodendenk-

mäler gefunden. Bedenken gegen die beabsichtigte 

Bauleitplanung bestehen daher nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  

Aus bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht kann auf 

Grundlage der vorgelegten Planunterlagen keine Stel-

lungnahme zu dieser Bauleitplanung abgegeben wer-

den. Die Umweltauswirkungen können nicht abschlie-

ßend bewertet werden. 

Ich verweise auf meine im Rahmen der informellen 

Vorab-Beteiligung abgegebene Stellungnahme sowie 

auf den Austausch zu bodenschutz- und abfallrechtli-

chen Belangen zu der im Nahbereich zu dieser Bau-

leitplanung erfolgenden Bauleitplanung „Kita Amel-

borgster Weg" (Stellungnahme vom 15.09.2020, 

Email vom 04.03.2021 und Gespräche mit der Ge-

meinde am 2S.08.202O und 13.04.2021), aus wel-

chem der Gemeinde Jemgum ebenfalls bereits Kennt-

nisse über die in dieser Bauleitplanung abzuarbeiten-

den Punkte vorliegen. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

- Die Thematik der sulfatsauren Böden wurde nicht 

ausreichend berücksichtigt. Das bereits vorlie-

gende Gutachten zur Erkundung der sulfatsauren 

Böden im B-Plangebiet wird weder erwähnt noch 

bewertet und ist nicht in den Unterlagen beige-

fügt. 

- Es wurden keine Aussagen zu den Abfallbelangen 

getroffen (ggf. erhebliche Aushubmengen im 

Zuge der Erschließung und Gründung aufgrund 

der vorliegenden Bodenart Marsch-Niedermoar, 

belastete Böden bei Aushub der sulfatsauren Bö-

den, erhöhtes Verkehrsaufkommen durch Ab- 

und Anfuhr von Aushub und Verfüllboden usw.). 

- Die Notwendigkeit der Flächeninanspruchnahme 

von bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen 

wird nicht ausreichend begründet. Die Ausfüh-

rung „dem nachhaltigen Umgang mit der Res-

source Fläche wird durch die Ausschöpfung der 

überbaubaren Grundstücksfläche Rechnung ge-

tragen" (5.18 Umweltbericht) begründet nicht, in 

welcher Form dem Gebot der Reduzierung der 

Flächeninanspruchnahme Rechnung getragen 

wird. Im Gegenteil trägt die Ausschöpfung der 

überbaubaren Grundstücksfläche erst Recht zur 

Flächeninanspruchnahme bei. 

Grundsätzlich ist zuerst eine innerörtliche Nach-

verdichtung und Reaktivierung von innerörtli-

chen Brachflächen zu prüfen. Dazu finden sich in 

den Unterlagen keine Aussagen, 

Darüber hinaus ist nicht nachvollziehbar, in wel-

chem Zusammenhang der Satz (S. 18 Umweltbe-

richt) „Ferner erfolgt mit der vorliegenden Pla-

nung die Nachverdichtung eines Bereiches, der an 

bereits bestehende Siedlungsstrukturen angrenzt" 

mit dem nachfolgenden Satz „Der Kartenserver 

des Lbeg gibt die Verdichtungsempfindlichkeit 

der Böden im Geltungsbereich jedoch als sehr 

hoch und die Gefährdung der Bodenfunktionen 

durch Bodenverdichtung demnach als gefährdet 

an" stehen soll. Die Verdichtungsempfindlichkeit 

der Böden hat nichts mit der dargestellten Nach-

verdichtung zu tun, sondern sagt aus, dass gerade 

aufgrund der vorliegenden Bodenart bei Befahren 

mit schweren Land- oder Baumaschinen eine Ge-

fahr für die Bodenfunktion besteht. Diese Aus-

weisung wäre wiederum bei der Bewertung der 

Bodenbeeinträchtigung zu berücksichtigen. 

Aussagen zu gesunden Wohn- und Arbeitsver-

hältnissen hinsichtlich bodenschutzrechtlicher 

Belange (Vornutzung usw.) fehlen. Auf S. 6 der 

Begründung werden ausschließlich immissions-

schutzrechtliche Einwirkung und Auswirkungen 

aus Erholung - und Freizeitsicht betrachtet. 

 

 

Der Anregung wird gefolgt und die bereits vorlie-

genden Gutachter zur Erkundung sulfatsaurer Böden 

werden den Planunterlagen zur öffentlichen Ausle-

gung beigefügt. Die gewonnenen Erkenntnisse wer-

den u. a. in den Umweltbericht aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt und die Planunterlagen 

entsprechend korrigiert.   

 

 

 

 

 

 

 

 

In der Begründung wird dieser Aspekt im Zusam-

menhang mit dem Wohnraumbedarf ausführlicher 

dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt und der Umweltbericht 

entsprechend ergänzt. 
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Es fehlt eine Darstellung, wie die genannten Ver-

meidungsmaßnahmen für das Schutzgut Boden in 

der Praxis bei der Realisierung des Gebietes um-

gesetzt werden sollen. 

 

 

- Redaktioneller Hinweis: Auf S. 27 verweist ein 

Textbaustein auf den Landkreis Friesland. Die 

Angabe ist zu korrigieren. 

- Die Berechnung der Kompensation für das 

Schutzgut Boden ist nicht nachvollziehbar. Auf 

S.18 wird ausgeführt, dass erhebliche Auswirkun-

gen auf den Boden zu erwarten sind. Es bleibt un-

klar, wie es zu dieser Bewertung kommt. Unklar 

bleibt auch, wie es zu der Einstufung, dass dem 

Boden hinsichtlich der Bodenfunktion eine allge-

meine Bedeutung zugewiesen wird, kommt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- In der Begründung auf s. 24 stimmt in der Tab. 6, 

Spalte „Neuzeitlicher Ziergarten" die Flächen-

größe nicht mit dem Ergebnis überein. 

 

- Es ist zu erläutern, warum die Herstellung des 

RRB und der dadurch erneute Eingriff in den Bo-

den, noch dazu mit ggf. sulfatsaurem Boden, nicht 

der Kompensation zuzurechnen sind. Es wird 

nicht beschrieben, Inwieweit eine Aufwertung 

durch das Gewässer erfolgt. Eine Gewässerher-

stellung ist zudem grundsätzlich keine Wieder-

herstellung der beeinträchtigten Bodenfunktion 

(S. 28: „Beeinträchtigte Funktionen des Natur-

haushaltes sind dann ausgeglichen, wenn die be-

einträchtigten Funktionen in gleichartiger Weise 

wiederhergestellt sind."). Geeignete Ersatzmaß-

nahmen für den Boden wären (auch nach Breuer) 

Entsiegelungsmaßnahmen an anderer Stelle. 

 

Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Die 

Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und -mini-

mierung in das Schutzgut Boden sind im Kap. 4.1.5 

des Umweltbericht unter Bezugnahme auf DIN-Nor-

men und Leitfäden hinreichend genau beschrieben 

worden.  

Dem Hinweis wird gefolgt und der Textbaustein 

korrigiert.  

 

Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen. 

Die Einstufung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Boden als „erheblich“ resultiert aus den prognosti-

zierten neuen Versiegelungsmöglichkeiten. Sämtli-

che Bodenfunktionen gehen in diesen Bereichen ir-

reversibel verloren. Durch Bautätigkeiten kann es 

im Umfeld zumindest zeitweise zu Verdichtungen 

und damit Veränderungen des Bodenluft- und -was-

serhaushaltes mit Auswirkungen auf die Bodenfunk-

tionen kommen. Aufgrund dessen sind erhebliche 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwar-

ten. Die Bewertung des vorhandenen Bodens im 

Geltungsbereich erfolgte in Anlehnung an die „Na-

turschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der 

Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ (BREUER 

2006). Gemäß der vorliegenden Biotoptypenkartie-

rung handelt es sich bei dem im Geltungsbereich 

großflächig ausgeprägten Biotoptyp um sonstiges 

Intensivgrünland feuchter Standorte mit Grüppen. 

Es ist demnach gem.  der o. g. Quelle von einem 

„stark überprägten Naturboden“ durch wasserbauli-

che (hier: Entwässerung durch Grüppen und bewirt-

schaftungsbedingte Maßnahmen (intensive Grün-

landnutzung)) auszugehen, dem eine allgemeine Be-

deutung (Wertstufe 2) zugeordnet wird.  

 

Dem Hinweis wird gefolgt und die Bilanzierung kor-

rigiert.  

 

 

Dem Hinweis wird gefolgt und die Herstellung des 

Regenrückhaltebeckens und der damit verbundene 

Eingriff in den Boden der Kompensation für das 

Schutzgut Boden unter Berücksichtigung des Fak-

tors 0,5 zugerechnet. Wie im vorliegenden Umwelt-

bericht erläutert, wird durch die Anlage des Regen-

rückhaltebeckens in Hinblick auf die Wertstufen des 

Biotoptyps keine Aufwertung angerechnet. Dass 

durch die Anlage eines Regenrückhaltebeckens eine 

Wiederherstellung beeinträchtigter Bodenfunktio-

nen erfolgt, ist im Umweltbericht nicht enthalten. 

Der nebenstehenden Stellungnahme kann dahinge-

hend zugestimmt werden, dass Entsiegelungsmaß-

nahmen eine geeignete Ersatzmaßnahme für Ein-

griffe in das Schutzgut Boden sein können. Diese ist 
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aber nur beispielhaft zu nennen, da darüber hinaus 

auch die Wiedervernässung von Böden, die Extensi-

vierung und Rekultivierung von Flächen und mecha-

nische Bodenlockerungen geeignete Kompensati-

onsmaßnahmen darstellen (BREUER 2006). 

 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nehme ich wie 

folgt Stellung: 

Gemeinden haben bei der Bauleitplanung in Orientie-

rung an dem immissIonsschut2rechtlichen Schutz- 

und Vorsorgegedanken (§ 5 BImSchG) dafür Sorge zu 

tragen, dass keine B-Pläne erlassen werden, deren 

Verwirklichung zu schädlichen Umwelteinwirkungen 

im Sinne des BImSchG führt. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine 

Bedenken gegen diese Bauleitplanung. Die vorgeleg-

ten Unterlagen sowie die Lage des Plangebietes geben 

keinen Hinweis darauf, dass es zu einer Beeinträchti-

gung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse inner-

halb des Plangebietes kommt. 

Auch ist eine Beeinträchtigung der angrenzenden 

Wohnbauflächen nicht zu erwarten. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht nehme ich wie folgt 

Stellung: 

Seitens der unteren Wasserbehörde bestehen gegen 

die vorgelegte Planung keine grundsätzlichen Beden-

ken. 

In der Begründung zum Bebauungsplan 0615 „Jem-

gum-Toter Weg" wird unter Punkt 4.4 „Regenrück-

haltung" auf „sonstige Grenzgräben" im Süden und 

Westen hingewiesen. Nördlich des Plangebietes be-

findet sich ebenfalls einen Straßenseitengraben, der 

als Wasserfläche/Graben festzusetzen und zu erhalten 

ist. Die Unterhaltung der Gewässer ist sicherzustellen 

und zu gewährleisten. 

Die TF Nr. 5 ist wie folgt zu ergänzen: 

...Diese Nebenanlagen sind zwischen Straßenselten-

begrenzungslinie und der straßenseitigen Baugrenze 

(Vorgärten; sowie zwischen Böschungsoberkante des 

Gewässers und der rückseitigen Baugrenze nicht zu-

lässig. 

Die TF Nr. 6 ist wie folgt zu ergänzen: 

Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen in 

Form von Gebäuden sind zwischen der Straßenseiten-

begrenzungslinie und der straßenseitigen Baugrenze 

(Vorgärten) sowie zwischen Böschungsoberkante des 

Gewässers und der rückseitigen Baugrenze nicht zu-

lässig. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Begründung wird korrigiert. 

 

 

 

 

 

 

 

Die TF Nr. 5 wird entsprechend ergänzt. 

 

 

 

 

 

Die TF Nr. 6 wird entsprechend ergänzt. 
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Die TF Nr. 8 ist wie folgt zu ergänzen: 

Die öff. Grünfläche - Gewässerräumstreifen Ist von 

festen Bauten und Ablagerungen jeglicher Art freizu-

halten, ebenfalls sind hier Bäume und Gehölze unzu-

lässig. 

Es sind folgende Hinweise mit aufzunehmen: 

Die Grenzgewässer im nördlichen, südlichen und 

westlichen Bereich des Plangebietes sind in ihrem Be-

stand zu erhalten. Eine wesentliche Umgestaltung des 

Gewässers oder seiner Ufer, wie z.B. durch Folie, 

Leitplanken o.ä., ist nicht gestattet. 

Es gilt die Verordnung des Landkreis Leer über die 

Schau und Unterhaltung der Gewässer dritter Ord-

nung. 

Das Plangebiet ist an die Schmutzwasserkanalisation 

der Gemeinde Jemgum anzuschließen. Die Aufnah-

mekapazität der kommunalen Abwasserreinigungsan-

lage ist zu gewährleisten. 

 

 

Die TF Nr. 8 wird entsprechend ergänzt. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden beachtet, es wird ein ent-

sprechender Hinweis in die Planunterlagen aufge-

nommen. 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Aufnahmekapazität 

der kommunalen Abwasserreinigungsanlage ist aus-

reichend. 

Im Rahmen der weiteren Planungen und Untersuchun-

gen sind die Möglichkeiten der Niederschlagswasser-

beseitigung zu betrachten. 

Die Behandlung/Abteilung des anfallenden Oberflä-

chenwassers ist aufzuarbeiten um sicherzustellen, 

dass eine ausreichende Vorflut vorhanden ist. Hierfür 

werden folgende Hinweise gegeben: 

Die Regenwasserbewirtschaftung ist dezentral auszu-

richten. Mit einer dezentralen Regenwasserbewirt-

schaftung kann dem Klimawandel mit den extremen 

Hoch- und Niedrigwässern begegnet werden. 

Die Nutzung von Regenwasser ist zu fördern. Die 

Verdunstung von Regenwasser sowie die Grundwas-

serneubildungsrate sind zu begünstigen. Die Schmutz-

belastung des Regenwassers Ist gering zu halten. 

Das Im Plangebiet anfallende Regenwasser, von dem 

kein Eintrag von Schadstoffen ausgeht, ist vorrangig 

zu versickern. Die Versickerungsfähigkeit des Bodens 

ist zu untersuchen. Ist keine Versickerung möglich, ist 

das anfallende Oberflächenwasser zurückzuhalten 

und auf den natürlichen Abfluss gedrosselt der vor-

handenen Vorflut zuzuführen. Den hydraulischen Be-

rechnungen sind die KOSTRA-Daten zzgl. des Tole-

ranzbetrages zu Grunde zulegen. Die schadlose Ablei-

tung des Oberflächenwassers ist bis zum Gewässer II. 

Ordnung nachzuweisen. 

Für die Niederschlagswasserbeseitigung ist ein was-

serrechtliches Verfahren erforderlich. Die entspre-

chenden Antragsunterlagen sind der unteren Wasser-

behörde vorzulegen. Es wird angeregt, vor Erstellung 

des Entwässerungskonzeptes eine Abstimmung mit 

der Wasserbehörde und der Sielacht Rheiderland vor-

zunehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß Oberflächenentwässerungskonzept und Bo-

dengutachten ist im Plangebiet keine Versickerung 

möglich, daher wird im Plangebiet ein Regenrück-

becken festgesetzt. 
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Die im Plangebiet sowie an das Plangebiet angrenzen-

den Gewässer sind in den Unterlagen deutlich darzu-

stellen. Die zukünftige Unterhaltung dieser Gewässer 

ist sicherzustellen. Eine wesentliche Umgestaltung 

der Böschung (Verbau mit Folien, Leitplanken, etc.) 

Ist nicht gestattet. Räumstreifen für die Unterhaltung 

sind vorzusehen. Im Bereich des Räumstreifens sind 

jegliche Bebauung (Gebäude, Nebenanlagen, Einfrie-

dungen usw.), Bepflanzungen sowie Ablagerungen 

und sonstige Anlagen auszuschließen, ich weise auf 

die Satzung der Sielacht Rheiderland, § 6 „Beschrän-

kungen des Grundeigentums und besondere Pflichten 

der Mitglieder", hin. 

Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach 

Vorlage, Prüfung und wasserrechtlicher Genehmi-

gung des erforderlichen Oberflächenentwässerungs-

konzeptes erfolgen. 

 

 

 

 

Die Gräben sind in der Planzeichnung festgesetzt 

und deutlich erkennbar. In die Planurkunde wird ein 

entsprechender Hinweis zur Freihaltung und dem 

Verbot der Umgestaltung aufgenommen. 
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Aus planungsrechtlicher Sicht weise ich auf Folgen-

des hin: 

1) Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

liegt in einem Bereich, für den im rechtskräf-

tigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Je-

mgum Flächen für die Landwirtschaft darge-

stellt sind. Es handelt sich daher um eine Pla-

nung im sog. Außenbereich, für die in einem 

regulären zweistufigen Verfahren zunächst 

eine Änderung des Flächennutzungsplans er-

forderlich wird, um diesen Bebauungsplan 

als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 

ansehen zu können. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird 

fälschlicherweise darauf verwiesen, dass der 

rechtswirksame Flächennutzungsplan der Ge-

meinde Jemgum für diesen Bereich bereits 

Wohnbauflächen darstellt. In der Begründung 

ist auf S. 6 ein entsprechender Auszug aus dem 

Planwerk „Flächennutzungsplan 2021 der Ge-

meinde Jemgum" abgebildet. Der Flächennut-

zungsplan der Gemeinde Jemgum befindet sich 

derzeit jedoch noch im Verfahren der Neuauf-

stellung, im Oktober 2021 hatte dieses Verfah-

ren den Entwurfsstand erreicht. Eine Genehmi-

gung der Neuaufstellung des Flächennutzungs-

plans der Gemeinde Jemgum durch den Land-

kreis Leer liegt bislang nicht vor. Eine Bekannt-

machung des festgestellten und genehmigten 

Planwerks fehlt daher ebenfalls, so dass in den 

Unterlagen nicht auf einen rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan mit den beschriebenen 

Darstellungen verwiesen werden kann. Die 

Ausführungen in der Begründung sind somit zu 

korrigieren. 

Vor dem Hintergrund der Komplexität einer 

Neuaufteilung des Flächennutzungsplans für 

das gesamte Gemeindegebiet und der Schwie-

rigkeit der zeitlichen Abschätzung der weiteren 

Verfahrensdauer rege ich an, für diese Planung 

eine vorweggenommene Flächennutzungs-

planänderung im Rahmen eines Parallelverfah-

rens zu prüfen. 

2) In der Präambel ist zu § 84 NBauO als 

Rechtsgrundlage für die örtlichen Bauvor-

schriften der maßgebliche Absatz (Abs. 3) zu 

ergänzen. 

3) ln der TF Nr. 1.1 führt die gewählte Formu-

lierung „Nutzungen wie die“ zu der Unklar-

heit, ob im Folgenden nur eine beispielhafte 

Aufzählung der gern. § 4 Abs. 2 Nr. 2 bis 3 

BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen, 

welche in dieser Planung als nicht zulässig 

festgesetzt werden, erfolgt und der plangebe-

rische Wille darüber hinaus weitere oder alle 

 

 

 

 

 

Der Hinweis zum Stand der Neuaufstellung des Flä-

chennutzungsplanes der Gemeinde Jemgum wird 

beachtet.  

Ein Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan 

ist nicht erforderlich, da der neue Flächennutzungs-

plan demnächst von der Gemeinde beschlossen 

wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Präambel wird er-

gänzt. 

 

 

 

Die Formulierung der textlichen Festsetzung wird 

präzisiert.  
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der unter § 4 Abs. 2 Nr. 2 bis 3 BauNVO ge-

nannten allgemein zulässigen Nutzungen 

ausschließt. Sollte dieser Gesamtausschluss 

jedoch beabsichtigt sein, schließt sich die 

Frage danach an, ob mit einer solchen Fest-

setzung noch die Baugebietstypik eines all-

gemeinen Wohngebietes gewahrt wäre, was 

von hier als nicht mehr gegeben angesehen 

würde. Ein Wohngebiet, in welchem nur 

noch Wohnnutzungen zulässig sind, entsprä-

che einem reinen Wohngebiet. 

4) Zu den TF Nr. 3.1 und 3.2 (S. 2) ist die 

Rechtsgrundlage zu ergänzen. 

5) In der TF Nr. 3.3 ist für den unteren Bezugs-

punkt, welcher auch als solcher zu benennen 

ist, zu ergänzen, wo konkret die Messung zu 

erfolgen hat. Es sind Angaben zum oberen 

Bezugspunkt hinzuzufügen. 

6) Zu der TF Nr. 4 weise ich darauf hin, dass 

eine Festsetzung von maximal zulässigen 

Wohneinheiten je Doppelhaushälfte mangels 

Rechtsgrundlage nicht möglich ist. Dieser 

Zusatz ist daher im S.1 zu streichen. Der Pla-

nungswille kommt dennoch in S. 2 zum Aus-

druck, wobei zu konkretisieren wäre, dass, 

„sofern als Einzelhaus mehrere Gebäude an-

einandergebaut werden, je Wohngebäude nur 

eine Wohneinheit zulässig ist." Der Begriff 

„nebeneinander" wäre hier nicht hinreichend 

bestimmt. 

7) In der TF Nr. 5 sollte ergänzt werden, dass 

sich die Begrenzung der auf den nicht über-

baubaren Grundstücksflächen maximal zu-

lässigen Grundfläche für Nebenanlagen je 

Baugrundstück versteht. 

8) In der TF Nr. 7.1 sollte der Klammerzusatz 

(alternativ Obstbaum) entfallen. Die Pflanz-

liste unter der TF Nr. 7.4 sollte hingegen um 

die standortgerechten, heimischen Obst-

baumarten konkretisierend ergänzt werden 

(vgl. Angaben im Umweltbericht auf S. 29). 

9) Zu ergänzen ist in der TF Nr. 7.1 zudem, wo 

konkret die Anpflanzung zu erfolgen hat 

(z.B. auf dem Baugrundstück). 

10) Zu der ÖBV Nr. 2a sind aus Gründen der Be-

stimmtheit RAL-Farbtöne zu ergänzen, wo-

bei ich darauf hinweise, dass hier jeweils nur 

eine Entsprechung zu diesen Farbtönen ge-

fordert werden kann. 

 

 

 

 

Es wird dem Hinweis gefolgt und Baugebietstypik 

eines allgemeinen Wohngebietes nicht weiter be-

schränkt, die TF 1.2 wird gestrichen. 

 

 

 

Die Rechtsgrundlagen sind in der Überschrift ver-

merkt. 

 

 

Die TF wird entsprechend ergänzt. 

 

 

 

 

Die TF wird entsprechend umformuliert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die TF wird entsprechend präzisiert. 

 

 

 

 

Die TF entfällt, da eine Festsetzung von Einzelbäu-

men auf privaten Grundstücken nicht kontrolliert 

werden kann.  

 

Die TF wird entsprechend präzisiert. 

 

 

Die ÖBV wird entsprechend präzisiert. 

 

 

Ich bitte Sie, die Hinweise und Anregungen im weite-

ren Planverfahren zu beachten. 
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14 LBEG Hannover 12.04.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 

geben wir zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

Boden 

Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutz-

gutes Boden liefert in Deutschland das Bundes-Boden-

schutzgesetz j(BBodSchG) und fokussiert dabei auf 

die Bewertung der Bodenfunktionen. Bei Einwirkun-

gen auf den Böden sollen Beeinträchtigungen der na-

türlichen Bodenfunktionen und der Archivfunktion 

vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund 

und Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und scho-

nend umzugehen und flächenbeanspruchende Maß-

nahmen sollten diesem Grundsatz entsprechen (LROP 

3.1.1, 04). 

Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung 

sollte das Schutzgut Boden in dem zu erarbeitenden 

Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetz-

buch (BauGB) ausführlich beschrieben und eine Bo-

denfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-

Bodenschutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten 

Funktionen vorgenommen werden. 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Nie-

dersächsischen Bodeninformationssystem 

(NIBIS®) werden verschiedene bodenschutzrele-

vante Daten und Auswertungsmethoden bereitge-

stellt. Diese flächenhaft vorliegenden Bodeninfor-

mationen ermöglichen räumlich differenzierte Ge-

samtaussagen zu den Böden und Bodenfunktionen 

und sind deshalb als Datengrundlage im Rahmen 

von Planungs- und Zulassungsverfahren besonders 

relevant. Diese Datenquelle wurde auch im Rahmen 

der vorliegenden Bauleitplanung ausgewertet. Aus 

dem Bodeninformationssystem wurden z.B. Aussa-

gen zu Bodenart, Grundwasserabständen, Grund-

wasserneubildungsrate, Schutzfunktion hinsichtlich 

der Einträge in das Grundwasser usw. entnommen. 

Die Bodenfunktionen (z.B. Pufferfunktion, Lebens-

raumfunktion (Biotope), Archivfunktion (Denk-

malschutz) sind daher auch über die anderen 

Schutzgüter und Belange im Umweltbericht behan-

delt worden. Die Lebensraumfunktion wird z.B. 

über die Bestandserfassung der Biotoptypen und de-

ren Bewertung betrachtet. Insofern sind die einzel-

nen Bodenfunktionen im Umweltbericht ausrei-

chend betrachtet worden. 

 

Wir weisen darauf hin, dass es sich - entgegen der 

Schilderung in Kapitel 3.1.5 des Umweltberichts - bei 

der geplanten Baumaßnahme nicht um eine Nachver-

dichtung handelt. Dieser Begriff bezieht sich auf die 

Innenentwicklung, welche den Außenbereich von 

Siedlungen schont. Bei der hier vorliegenden Planung 

werden Flächen des Außenbereichs in Anspruch ge-

nommen. Wir unterstreichen den Bedarf nach einem 

sparsamen Umgang mit den Ressourcen Boden und 

Fläche. Um die Ziele zur Reduzierung der Flächenneu-

inanspruchnahme (Deutsche und Niedersächsische 

Nachhaltigkeitsstrategie) und der Neuversiegelung 

(NAGBNatSchG §1a) zu erreichen, ist eine verstärkte 

Berücksichtigung dieser Belange in Planungsprozes-

sen erforderlich. 

 

Der Anregung zum Umweltbericht wird gefolgt und 

der Umweltbericht entsprechend korrigiert. 
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Wie im Umweltbericht beschrieben, sind die Böden 

empfindlich gegenüber Bodenverdichtung (siehe Aus-

wertungskarte „Gefährdung der Bodenfunktionen 

durch Bodenverdichtung“ auf dem NIBIS Kartenser-

ver). Verdichtungen sind durch geeignete Maßnahmen 

zu vermeiden - zum Schutz und zur Minderung der Be-

einträchtigungen des Bodens. 

Die in Kapitel 4.1.5 des Umweltberichts aufgeführten 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen werden 

befürwortet. 

Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompensation 

verbleibender Bodenfunktionsbeeinträchtigungen 

sollte durch geeignete Maßnahmen zur Verbesserung 

der Bodenfunktionen durchgeführt werden (z.B. Ent-

siegelung, Renaturierung, Wiedervernässung). Dem-

entsprechend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge die-

ser Maßnahmen zu vermeiden und Maßnahmen zu 

wählen, die den natürlichen Standortbedingungen ent-

sprechen. Wir weisen in diesem Kontext auf die LBEG 

Veröffentlichung Erhalt und Wiederherstellung von 

Bodenfunktionen in der Planungspraxis hin. 

Wir weisen auf die erschienenen LBEG Veröffentli-

chungen „Sulfatsaure Böden in niedersächsischen 

Küstengebieten“ Geofakten 24 und „Handlungsemp-

fehlungen zur Bewertung und zum Umgang mit Bo-

denaushub aus (potenziell) sulfatsauren Sedimenten“ 

Geofakten 25 hin. Zudem liegt der Erlass „Umlage-

rung von potentiell sulfatsauren Aushubmaterialien im 

Bereich des niedersächsischen Küstenholozäns“ 

(RdErl. d. MU vom 12.02.2019) vor. In diesen Unter-

lagen werden Hinweise für das Vor-Ort-Management 

gegeben sowie Möglichkeiten zum Umgang mit poten-

tiell sulfatsaurem Aushubmaterial aufgezeigt. Unsere 

Auswertungskarten können auf dem NIBIS Kartenser-

ver eingesehen werden. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-

men. Maßnahmen zur Vermeidung und Minimie-

rung von Eingriffen in das Schutzgut Boden wurden 

in Kapitel 4.1.5 des Umweltberichts unter Bezug-

nahme auf entsprechende DIN-Normen und Leitfä-

den benannt.  

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass unter 

Zugrundelegung des im Landkreis Leer üblicher-

weise angewendeten Kompensationsmodells zu-

sätzlich zu den Kompensationsmaßnahmen für das 

Schutzgut Pflanzen auch Kompensationsmaßnah-

men für das Schutzgut Boden zu benennen sind. Ge-

eignete Kompensationsflächen sowie den natürli-

chen Standortbedingungen entsprechende Maßnah-

men werden bis zur öffentlichen Auslegung in die 

Planunterlagen eingestellt. 

 

 

Den Ausführungen wird dahingehend gefolgt, dass 

der nebenstehend genannte Erlass im Umweltbe-

richt als zu berücksichtigen ergänzt wird. Die übri-

gens Quellen sind bereits in den Ausführungen im 

Umweltbericht enthalten. 
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Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 

erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informatio-

nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 

NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund 

bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geo-

technische Erkundung und Untersuchung des Bau-

grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotech-

nische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie 

die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten ge-

mäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der 

DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gern. §7 

BBergG oder eine Bewilligung gern. §8 BBergG erteilt 

und/oder ein Bergwerkseigentum gern. §§ 9 und 149 

BBergG verliehen bzw. aufrechterhalten wurde, kön-

nen Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bit-

ten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. 

am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu diesem 

Thema richten Sie bitte direkt an jnarkscheide-

rei@lbea.niedersachsen.de. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Informationen über möglicherweise vorhandene 

Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie unter 

www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Berabauberech-

tigungen/Alte_Rechte 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 

haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregungen 

. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche 

Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen 

etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 

können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktu-

ellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-

grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretie-

ren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die 

Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 

Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Geneh-

migungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbe-

zogene Untersuchungen. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

mailto:jnarkscheiderei@lbea.niedersachsen.de
mailto:jnarkscheiderei@lbea.niedersachsen.de
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15 Vodafone 1 13.04.2022 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 04.03.2022. 

 

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach inter-

nen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt | eine 

Bewertung entsprechend Ihrer Anfrage zu einem 

Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie sich bitte mit 

dem Team Neubaugebiete in Verbindung: 

 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

  

Neubaugebiete KMU  

Südwestpark 15  

90449 Nürnberg  

Neubaugebiete.de@vodafone.com  

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes 

Ihrer Kostenanfrage bei.  

 

• Weiterführende Dokumente: 

• Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH 

• Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland 

GmbH 

• Zeichenerklärung Vodafone GmbH 

• Zeichenerklärung Vodafone Deutschland GmbH 

 

 

 

 

 Vodafone 2  

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 04.03.2022. 

 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vo-

dafone Deutschland GmbH gegen die von I Ihnen ge-

plante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. 

Im Planbereich befinden sich | keine Telekommunika-

tionsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverle-

gung von Telekommunikationsanlagen ist unserer-

seits derzeit nicht geplant. 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen 

und im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

 

 

Oldenburg, den 15.06.2022 

 

 

M. Lux 


